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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 2 U 31/13 B 
 
L 9 U 105/06 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 16 U 35/05 (SG Braunschweig) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. April 2013 durch den Richter 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden sowie die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 7. Dezember 2012 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der Kläger 

hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG 

(grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt 

noch bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz 

begründet werden soll und von einer Begründung abgesehen werden kann, wenn sie - wie hier - 

nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise (zur verfassungs-

rechtlichen Zulässigkeit einer solchen Verfahrensweise vgl BVerfG vom 8.12.2010 - 1 BvR 

1382/10 - NJW 2011, 1497): 

 

Auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) kann ein 

Verfahrensmangel nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Nach dem Sinn 

und Zweck dieser Vorschrift ist das Übergehen eines Beweisantrags nur dann ein Verfahrens-

mangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen wurde, dass der Beteiligte 

die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch nicht als erfüllt ansieht. Zumindest bei rechtskun-

dig vertretenen Beteiligten muss der Beweisantrag in der abschließenden mündlichen Verhand-

lung gestellt oder aufrechterhalten worden sein. Dass der Kläger bis zuletzt einen prozessord-

nungsgemäßen Beweisantrag gestellt hätte, mit dem sowohl das Beweismittel als auch das 

Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, über welche Tatsachen im Einzelnen Beweis 

erhoben werden soll (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 6; BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 20 und 31; BVerfG SozR 3-1500 § 160 Nr 6), ist der Beschwerdebegründung nicht zu ent-

nehmen. 

 

Soweit der Kläger die mangelnde Verwertbarkeit des Gutachtens des Dr. C.          rügen sollte, 

hat er nicht aufgezeigt, warum es an einer Heilung des geltend gemachten Mangels fehle. Die 

Vorschriften der ZPO über die Rüge von Verfahrensmängeln der Berufungsinstanz im Revisi-

onsverfahren und deren Heilung (§§ 556, 295 ZPO) sind nach § 202 SGG im sozialgerichtlichen 

Verfahren entsprechend anzuwenden. Gemäß § 556 ZPO kann die Verletzung einer das Ver-

fahren der Berufungsinstanz betreffenden Vorschrift in der Revisionsinstanz und damit auch im 

Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nicht mehr gerügt werden, wenn das Rügerecht 

nach § 295 ZPO verloren gegangen ist. Das ist der Fall, wenn in der auf den Verfahrensmangel 

folgenden nächsten mündlichen Verhandlung, in welcher der betreffende Beteiligte vertreten 

war, der Mangel nicht gerügt worden ist, obgleich er bekannt war oder bekannt sein musste. 

Dass der bezeichnete Verfahrensmangel in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG gerügt 

worden wäre, ist der Beschwerdebegründung aber nicht zu entnehmen. 
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Auch die geltend gemachte Verletzung des § 411 Abs 3 ZPO iVm § 118 Abs 1 Satz 1 und § 62 

SGG wegen Versagung des Fragerechts gegenüber dem Sachverständigen Dr. C.        ist nicht 

hinreichend dargetan. Aus der Beschwerdebegründung geht schon nicht hervor, dass und wann 

der Kläger die ergänzende Befragung des Sachverständigen beantragt hätte. 

 

Hinsichtlich der geltend gemachten Divergenz zu Entscheidungen des BSG genügt es nicht 

darauf hinzuweisen, dass das LSG seinem Urteil nicht die höchstrichterliche Rechtsprechung 

zugrunde gelegt hätte. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nicht-

übereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Divergenz 

(BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 6 RdNr 5 mwN). Inwieweit das LSG die Rechtsprechung des BSG 

nicht nur nicht beachtet oder unzutreffend angewandt, sondern in Frage gestellt und andere 

rechtliche Maßstäbe bei seiner Entscheidung herangezogen hätte (vgl BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 4 RdNr 6 mwN), wird aus der Beschwerdebegründung nicht deutlich. 

 

Im Kern beanstandet der Kläger die Beweiswürdigung durch das LSG und die Richtigkeit der 

angefochtenen Entscheidung. Darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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